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Strategie gegen 
Arbeitslosigkeit 

Luxemburg (spk) Zusätzliche So-
fortmassnahmen für die Bekämp­
fung der Arbeitslosigkeit in den 
EG- und Efta-Staaten forderten der 
Wirtschafts- und Sozialaussschuss 
der E G  und das Efta Konsultativko­
mitee am Montag in Luxemburg. 
Europa brauche eine globale 
Wachstumsstrategie mit koordinier­
ten Wirtschafts- und Währungspoli­
tiken, um die Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen. 

Als wichtigste Voraussetzung im 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
wurde das Wirtschaftswachstum ge­
nannt. Weiter wird in der gemeinsa­
men Erklärung eine Senkung der 
Zinsen, geringere Budgetdefizite in 
den öffentlichen Haushalten und 
gute Rahmenbedingungen für öf­
fentliche und private Investitionen 
gefordert. 

Vor den Medien erklärte ein Ver­
treter des EG-Wirtschafts-und Sozi­
alausschusses, dass die Arbeitneh­
mer stärker an den Unternehmens­
entscheidungen beteiligt werden 
sollten. Es genüge nicht, wenn nur 
Zurückhaltung bei den Lohnforde­
rungen geübt werde. 

Beseitigung der Erdbebenschäden auf Schloss Vaduz 
Zweimonatige Reparaturarbeiten mit Kostenaufwand von rund einer Million Franken 

£M.) - Noch bis Ende April sind auf 
Schloss Vaduz beim Süd-Rondell Bauar­
beiten im Gange. Dabei handelt es  sich 
weder um Frühjahrsputz, noch um 
Hochzeitsvorbereitungen. Vielmehr 
geht es vor allem darum, die vor knapp 
einem Jahr entstandenen Erdbeben-
Schäden mit einem Aufwand von rund 
einer Million franken zu beseitigen. Wie 
Schloss-Verwalter Gilbert Kaiser ge­
stern nachmittag uns gegenüber bei ei­
nem Rundgang erklärte, sollen die Bau­
arbeiten bis Ende April abgeschlossen 
sein. 

Vor knapp einem Jahr, am 8. Mai 1992, 
fuhr de r  Schrecken vielen Einwohnern 
in die Glieder: An  jenem Freitag um 8.44 
U h r  wurde unser Land von einem Erd­
beben der Stärke 4,8 auf  der  Richterska­
la mit Epizentrum in der Gegend von 
Vaduz heimgesucht. Den  altehrwürdigen 
Mauern des direkt auf  Fels gebauten 
Schlosses Vaduz machte das Beben be­
sonders zu schaffen. Im Bruchsteinmau­
erwerk, das aus verschiedenen Zeitepo­
chen stammt, bildeten sich teils sehr 
massive Risse. Wieraus der Schadensauf­
nahme hervorgeht, wurden nur sehr we­
nige Gebäudeteile respektive Räume 
vom Erdbeben verschont. 

Die grössten sichtbaren Schäden 
mussten im Nordtrakt (Wohnbereich der 
Fürstlichen Familie) und im südlichen 

(Fortsetzung a u f  Seite 2) 
Bis Ende April  sind die Reparatur-Arbeiten der Erdbebenschäden au f  Schloss Vaduz 
abgeschlossen. (BiUl: B. Schürte) 

Allgemeinverbindlichkeit 
der Gesamtarbeitsverträge 

Eine Allgemeinverbindlicherklärung 
von Gesamtarbeitsverträgen, wie sie 
vom Liechtensteinischen Arbeitnehmer­
verband (LANV) immer wieder gefor­
dert wird, lässt sich mit der Verfassung 
des Fürstentums Liechtenstein nicht ver­
einbaren. Z u  dieser Auffassung gelangte 
die Regierung nach Abklärung der  Ver­
fassungswidrigkeit. Der Antrag der Ge­
werbe- und Wirtschaftskammer sowie 
des Arbeitnehmerverbandes zur Allge­
meinverbindlichkeit von Gesamtarbeits­
verträgen wurde deshalb abgelehnt, wie 
das Mitteilungsblatt «Das Gewerbe» in 
seiner jüngsten Ausgabe schreibt. 

Anlass zur Überprüfung bot die Kün­
digung des Gesamtarbeitsvertrages im 
Gastgewerbe. Die Regierung arbeitete, 
um die unsichere Rechtslage zu beseiti­
gen, einen Gesetzesentwurf aus. Im Ver-
nehmlassungsverfahren wurde vom 
Rechtsanwaltsverband Verfassungswid­
rigkeit des Entwurfs festgestellt. 

Die Regierung schloss sich nach 
nochmaliger Überprüfung de r  Rechtsla­
ge dieser Rechtsauffassung an. Es wird 
demnach nicht zu einer Gesetzesvorlage 
kommen. 

6,5 Millionen Kubikmeter Wasser gereinigt 
Jahresbericht 1992 des Abwasserzweckverbandes Liechtensteiner Unterland, Schaan und Planken 

(G. M.) - Die Abwasserreinigungsan­
lage Bendern reinigt pro Jahr rund 6,5 
Millionen Kubikmeter Wasser, also etwa 
72 Prozent des gesamten Anfalls von 
Wasser, das vor der Abgabe in die Fliess­
systeme geklärt werden muss. Das Amt 
für Gewässerschutz stellt der A R A  Ben­
dern, wie aus dem Jahresbericht 1992 
hervorgeht, ein gutes Zeugnis für die 
Reinigungsqualität aus, wenngleich ge­
wisse Problenje mit der zeitweisen 
Überschreitung von Grenzwerten für 
Schadstoffe nicht ausgeklammert wer­
den. 

Von den 6,5 Millionen Kubikmeter 
Schmutzwasser, das der  A R A  Bendern 
zugeführt wurde, stammen 5,5 Millionen 
Kubikemter aus dem Verbandsgebiet, 
das die Unterländer Gemeinden sowie 
Schaan und Planken umfasst. Hinzu 
kommen rund 1 Millionen Kubikmeter 
als Überwasser aus de r  A R A  Vaduz. 
Seit geraumer Zeit ziehen sich Verhand­
lungen über  den Anschluss der  Anlage 
Vaduz an die Anlage Bendern dahin, 
ohne dass bisher ein definitiver Ent­
scheid getroffen wurde. Das A m t  für 
Gewässerschutz hält in ihrem Kontroll­

bericht dazu fest: «Trotz vielfältigen 
Bemühungen auf allen Stufen stehen die 
Entscheide bezüglich des eventuellen 
Anschlusses der Abwässer aus dem Ein­
zugsgebiet der  A R A  Vaduz an die Klär­
anlage Bendern leider immer noch aus. 
Diese wichtigen Entscheidungen müssen 
1993 zwingend erfolgen.» 

Im Jahresbericht der A R A  Bendern 
heisst es zu dieser Angelegenheit, dass 
die Gemeinde Vaduz «eine definitive 
Antwort bis Mitte September 1992» ver­
sichert habe. Diese definitive Antwort 
fehlt bis heute noch, obwohl das A m t  für 
Gewässerschutz die Gemeinde Vaduz 
auf  die Dringlichkeit einer Entscheidung 
hingewiesen hatte. 

Der  Zustand der A R A  Bendern wird 
vom Gewässerschutzamt insgesamt als 
zufriedenstellend beurteilt. Aus der Zu­
sammenstellung der Beschaffenheit des 
gereinigten Abwassers wird ersichtlich, 
dass die Jahresmittel der  gemessenen 
Parameter innerhalb der  gesetzlichen 
Grenzwerte liegen. Allerdings gibt es  
zeitweise Überschreitungen von einzel­
nen Grenzwerten, wobei auf biologisch 
abbaubare Substanzen; -aber i auch auf 

Nitritstickstoff und Nitratstickstoff hin­
gewiesen wird. Z u r  Beurteilung dieser 
Ergebnisse ist berücksichtigen, dass für 
das Berichtsjahr 1992 schärfere Einlei­
tungsbestimmungen in Kraft getreten 
sind. 

Zum Klärschlamm, der vollumfänglich 
in der  Landwirtschaft Verwendung fin­
det, hält der Jahresbericht fest, dass er  
«chemisch von sehr guter Qualität» war. 
Nach Angaben des Gewässerschutzam­
tes blieb der Schwermetallgehalt auf 
dem gleichen tiefen Niveau wie in den 
Vorjahren und erreichte rund ein Drittel 
der  neuen verschärften Grenzwerte. Hy­
gienisch waren drei von vier Schlamm­
proben genügend, stellte das A m t  fest, 
während in einer Probe Salmonellen 
nachgewiesen wurden. 

Es sei ökonomisch wie ökologisch 
sinnvoll, schreibt Dr. Charles Perrin im 
Jahresbericht, alles daran zu setzen, um 
die landwirtschaftliche Verwertung des 
Klärschlammes auch in Zukunft zu si­
chern. Wenn der Klärmschlamm als Son-
•derabfall behandelt werden müsse, so  
würde die Entsorgung ein Vielfaches ko­
sten. 

Arbeitslosigkeit dürfte hoch bleiben 
B Ä K  prognostiziert für  1994 Arbeitslosenquote von sechs Prozent 

Basel (AP) Die Arbeitslosigkeit wird 
nach Ansicht der Basler Arbeitsgruppe 
für Konjunkturforschung (BÄK) in der 
Schweiz auch mittelfristig hoch bleiben. 
Die Schweizer Volkswirtschaft kommt 
laut der am Montag in Basel veröffent­
lichten BAK-Konjunkturproghose auch 
durch die jüngsten Zinssenkungen nicht 
wieder rasch in Fahrt. Ein leichtes Wirt­
schaftswachstum wird erst für 1994 pro­
gnostiziert. 

Die schwächliche Wirtschaftsentwiök-
lung und die für die Unternehmen spür­
bar gewordenen technologischen und 
wirtschaftlichen Zwänge werden zu ei­
nem weiteren Arbeitsplatzabbau führen, 
wie es weiter heisst. Die  Zahl der  regi­
strierten Arbeitslosen wird sich im vier­
ten Quartal 1993 laut der  Prognose auf 
etwa 180000 belaufen, was einer Ar­
beitslosenquote von 5,3 Prozent ent­
spricht. Diese Quote  dürfte sich im 
nächsten Jahr noch bis au f  5,9 Prozent 
erhöhen und sich auch 1995 über fünf 

Prozent bewegen. Bis ins Jahr 2000 wird 
sich die Arbeitslosenquote auf rund 4,5 
Prozent zurückbilden. In diesem Zusam­
menhang weist die BÄK darauf hin; dass 
die schweizerische Arbeitslosenquote 
damit weiter mindestens 50 Prozent un­
ter dem westeuropäischen Durchschnitt 
läge, auch wenn das Land in dieser Hin­
sicht die Sonderfallrolle weitgehend ein-
gebüsst hat. 

Zur  Diskussion über Rezepte zur Min­
derung der Arbeitslosigkeit schreibt die 
Konjunkturforschungsstelle, dass eine 
Lockerung der  Geld- und Fiskalpolitik 
nur eine geringe Wirkung haben dürfte. 
Viel erwartet die BÄK dagegen von ei­
ner Senkung de r  relativen Lohnkosten: 
Neben der Flexibilisierung de r  Lohnpo­
litik könnte an eine Verwendung von 
Mehrerträgen aus einer-Mehrwertsteuer 
für die Entlastung des Faktors Arbeit 
von Sozialversicherungsbeiträgen ge­
dacht werden, wie e s  heisst. 

Rund 147 Kilometer Gasleitungen verlegt 
Dritte und letzte Auflage von «Bauen und Renovieren» 

Sieben Jahre nach Baubeginn umfasst das liechtensteinische Gasversorgungsnetz nun 
nicht weniger als rund 147 Kilometer an verlegten Leitungen. Ein Beitrag über die 
Liechtensteinische Gasversorgung bildet denn auch den Schwerpunkt der heutigen 
Sonderseiten zum Thema «Bauen und Renovieren», die ab Seite 11 der heutigen 
Volksblatt-Ausgabe integriert sind. Wie bereits in den beiden Ausgaben int Februar 
und März findet sich auch in der heutigen dritten und letzten Auflage zu diesem The­
ma wieder so allerlei Interessantes rund um den Bau sowie ein Einblick in das breit-
geßcherte Angebot des hiesigen Baugewerbes. 

KOMMENTAR 
Koalitionsgespräche und kein Ende? 

Eine Frage, die angesichts der «Vater­
land»-Lektüre vom 17. April 1993 
durchaus angebracht zu sein scheint. 
Mehr als Wochen sind seit den Wahlen 
ins Land gezogen. Zehn Wochen, in 
welchen die Öffentlichkeit über die 
Koalitionsfrage im unklaren gelassen 
wurde. Jetzt aber, da endlich ein Koali­
tionsentwurf vorliegt, wissen offen­
sichtlich gewisse VU-Kreise nichts Bes­
seres zu tun, als in sattsam bekanntes 
Wahlkampf-Gepolter zu verfallen. So  
bezeichnet der «Vaterland»-Redaktor 
das Vorgehen der FBP, den Bürgerin­
nen und Bürgern den Koalitionsent­
wurf  vorzulegen, als ungeheuerliche 
«Unverschämtheit». 

Dass es zumindest dem reichlich nai­
ven. «Vaterland»-Redaktor weniger u m  
das Vorgehen der FBP, die Bürger z u  
informieren, geht, beweist er in seinem 
Leitartikel, in welchem er die FBP 
gleich in sieben Punkten eines «frag-

Die zwei VU-Haare in 
der Koalitionssuppe 

würdigen Vorgehens» bezichtigt. Frag­
würdig, ja  vielmehr peinlich, ist aller­
dings, dass VU-Präsident Oswald 
Kranz einerseits offenbar jegliche 
Information im Land - warum denn 
überhaupt? - verhindern will, anderer­
seits aber den Medien der Nachbar­
schaft Auskunft erteilt. So mussten 
oder konnten politisch interessierte 
Mitbürger letzte Woche den Vorarlber­
ger Medien (!) entnehmen, dass der Be­
schäftigungsgrad der nebenamtlichen. 
Regierungsmitglieder offenbar über 
Sein oder Nichtsein der Koalition ent­
scheidend ist. • 

Seltsamerweise war der Beschäfti­
gungsgrad der nebenamtlichen Regie­
rungsmitglieder vor und auch unmittel­
bar nach den Wahlen bei der V U  nie 
ein Thema. Jetzt aber, da die VU - aus 
welchen Gründen auch immer - den 
jungen Regierungsrat-Kandidaten Da­
niel Meier durch Dr. Michael Ritter 
ausgebootet hat, wird der Beschäfti­
gungsgrad - 80 statt wie bisher 50 Pro­
zent - zur alles entscheidenden Frage 
gemacht. Konnte der neue Regierungs­
rat-Kandidat nur durch diese Zusage 
zur VU geholt werden? Nun: Hätte die 
VU die von der FBP vorangetriebene 
Regierungsreform nicht während 15 
Jahren immer wieder hinausgezögert, 
wäre der Beschäftigungsgrad wohl kein 
Thema mehr. Und: Mit gutem Willen 
könnte diese; Regierungsreform wohl in 
nicht allzu weiter Ferne von der neuen 
Regierung realisiert werden. 

Neben dem Beschäftigungsgrad mo­
niert die VU zudem noch, dass Regie-
rungschef-Kandidat Markus Büchel 
sich für eine in einem Wahlkampf-
Schreiben gemachte Aussage entschul­
digen soll. Ausgerechnet er, der 
während dem Wahlkampf und auch 
danach laufend von Seiten der VU per­
sönlich angegriffen wurde, soll sich 
nun für eine Aussage entschuldigen. 
Bemerkenswert: Erst nach dem verlo­
renen Wahlkampf fand die VU im 
Schreiben von Markus Büchel an die 
Jungwähler das berühmte Haar in der 
Suppe. Wie dem auch sei: Für rechtli­
che Fragen sind allenfalls Gericht und 
nicht ein VU-Tribunal zuständig. Wenn 
wir richtig informiert sind, hat die 
Staatsanwaltschaft die Anzeige mit 
dem Vermerk «unbegründet» nicht ver­
folgt. Das Recht a u f  freie Meinungs­
äusserung ist nämlich eines unserer 
Grundrechte.  s . 

Letztlich bleibt nur die Frage: Ist 
wirklich auch der VU daran gelegen, 
dass unser Land möglichst bald wieder 
eine voll funktions- und entscheidungs­
fähige Regierung hat? Wenn ja, dann 
soll sich das VU-Blatt das Wahlkampf-
Gepolter allenfalls für  den nächsten 
Wahlkampf aufsparen. Es gibt doch 
fürwahr Wichtigers zu tun. 

(Martin Frömmelt) 
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